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D
iese Drohung wiegt schwer.
SiekommtvomPräsidenten
der Vereinigten Staaten von

Amerika und setzt auf formidable
wirtschaftliche Macht. Adressat
der Drohung Donald Trumps ist
der Internationale Strafgerichts-
hof. Dieser sei eine „unübliche
und außerordentliche Bedro-
hung“ der nationalen Sicherheit
der USA. So steht es in einer präsi-
dialenAnordnungvondiesemMo-
nat. Diese Anordnung bleibt einst-
weilen „nackt“. Denn ein Eingriff
inbestimmteRechtspositionenist
mit ihr noch nicht verbunden.
Doch das kann sich rasch ändern.
Das US-Außenministerium muss hierzu ledig-
lich einen Mitarbeiter des Gerichtshofs, der ge-
gen US-Staatsangehörige ermittelt, als „Ge-
fährder“ auf eine „schwarze Liste“ setzen.

Mitten im Visier dürfte Fatou Bensouda ste-
hen, die aus Gambia stammende Chefankläge-
rin des Gerichts. Die Konsequenzen einer Ein-
stufung als gefährliche Person sind so weitrei-
chend, dass gelegentlich von deren „zivilem

Tod“ gesprochen worden ist. Sie verliert die Be-
fugniszurVerfügungüber ihrVermögen,soweit
dieses dem Zugriff der USA unterliegt. Zugleich
wird es höchst riskant, Geschäftsbeziehungen
mit einer solchen Person zu unterhalten. So
würdebereitsdieGehaltsüberweisunganFatou
Bensouda im Fall des Falls zu einem problema-
tischen Vorgang. Donald Trumps Anordnung
macht im Übrigen bei einzelnen Angehörigen
des Gerichtshofs nicht halt. Sein Außenminis-
terium darf den Internationalen Strafgerichts-
hof auch insgesamt zur gefährlichen Person er-
klären, um ihn von Verbindungen zur Außen-
welt abzuschneiden, die er für seine alltägliche
Arbeit benötigt.

Trumps Vorgehen ist in zweierlei Hinsicht
besonders bemerkenswert. Mit seinem Dekret
stellt er den zur Ahndung von Völkermorden,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegs-
verbrechen und Angriffskriegen berufenen
Weltstrafgerichtshof im US-amerikanischen
Recht auf eine Stufe etwa mit transnationalen
Terrororganisationen und mit Vereinigungen,
die sich der Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen verschrieben haben. Überdies hat
der Präsident die Einschüchterung von Be-
diensteten als Form der Auseinandersetzung
mitdemGerichtgewählt. ImGründungsvertrag
des Internationalen Strafgerichtshofs heißt es,
dieEinschüchterungvonBedienstetenmitdem
Ziel, diese zu veranlassen, ihre Pflichten nicht
wahrzunehmen, sei eine Straftat gegen die in-
ternationale Rechtspflege.

Der unmittelbare Anlass für diese äußerst
kritische Zuspitzung ist die Entscheidung des

Haager Gerichtshofs, dem Ver-
dacht nachzugehen, Angehörige
der US-Streitkräfte und der CIA
könnten in Afghanistan seit dem
Mai 2003 Kriegsverbrechen be-
gangen haben, darunter Folter.
Die Zuständigkeit des Gerichts ist
nach seinem Gründungsvertrag
gegeben, weil Afghanistan diesem
Vertrag beigetreten ist. Taten in
einem Vertragsstaat, die den Ver-
dacht eines Kriegsverbrechens be-
gründen, kann der Gerichtshof
auch dann verfolgen, wenn die
Verdächtigen Angehörige eines
Staats sind, der – wie die USA –
dem Gründungsvertrag nicht bei-

getreten ist. Die USA stehen auf dem Stand-
punkt, dass die Ausübung einer solchen Ge-
richtsbarkeit ihre Souveränität verletze. Doch
widerspricht die vertraglich definierte Zustän-
digkeit des Internationalen Strafgerichtshofs
keinerNormdesVölkerrechts, jasiebleibtsogar
hinterdemzurück,wasvölkerrechtlichzulässig
ist. Die Völkerstraftaten, zu deren Ahndung der
Gerichtshof ins Leben gerufen wurde, berühren
dieinternationaleGemeinschaftalsGanzes.Sie
begründen daher eine weltweite Zuständigkeit
zur Strafverfolgung. Besonders sinnvoll ist es,
wenn diese universelle Gerichtsbarkeit von ei-
nem glaubhaft auf Universalität angelegten
Strafgerichtshof ausgeübt wird. Allerdings ist
nicht zu erwarten, dass der völkerrechtliche
Streit über die Zuständigkeit des Internationa-
len Strafgerichtshofs bald von einem Gericht
entschieden wird, dessen Entscheidung die
USA akzeptieren würden.

Die präsidiale Anordnung ist daher im Kern
eineDemonstrationUS-amerikanischerMacht.
Der Gerichtshof kann vor dieser nicht zurück-
weichen, ohne dass seine Integrität schwersten
Schaden nähme. Seine Vertragsstaaten haben
das Vorgehen des amerikanischen Präsidenten
dementsprechend in ruhiger Entschiedenheit
zurückgewiesen. Vor allem denjenigen Be-

diensteten der Anklagebehörde, die zu denVor-
gängen in Afghanistan ermitteln, wird es Hin-
gabe und Mut abverlangen, der US-Drohung
standzuhalten.

Bis zur US-Präsidentschaftswahl bleibt wohl
nur die Hoffnung, dass es nicht zum Äußersten
kommen wird. Bei dieser Wahl wird es für die
meisten Bürger der Vereinigten Staaten ver-
mutlichnichtvorrangigumdieIdeeeinerregel-
basierten internationalen Ordnung gehen, die
auch von internationalen Gerichtshöfen ge-
stützt wird. Doch wird der Ausgang der Wahl
auch sehr spürbar auf die Zukunftschancen die-
ser Idee einwirken. Einer Idee, deren Fußfassen
auf der Weltbühne nicht zuletzt den Vereinig-
ten Staaten von Amerika zu verdanken ist.
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M
anchmal,
flüstern deut-
sche Diplo-

maten, werde Frank-
reich ein bisschen
überschätzt, vor al-
lem in Paris. Jahre-
lang echauffierte sich
Emmanuel Macron,
die deutsche Kanzlerin nehme
zu wenig Rücksicht auf all seine
schönen Pläne für die EU. Mer-
kel, so lautete die Kritik, sei lei-
der viel zu unbeweglich. Ganz
Europa sah das so. Inzwischen
haben sich die Gewichte wieder
ein wenig verschoben. Merkel
entfaltet,kurioserweisezumEn-
de ihrer Amtszeit, mehr Einfluss
denn je. Macron indessen er-
scheint inzwischen als der allzu
eifrige Reformer, dessen Pathos
irgendwann nicht mehr zur Poli-
tik passte. Die Kommunalwah-
len vom Sonntag, für die seiner
Bewegung La Republique En
MarcheschonsehrfrüheineNie-

derlage prophezeit wurde, sind
das neueste Glied eine Kette von
Enttäuschungen.

Die Corona-Krise hat die an-
fänglichen wirtschaftspoliti-
schen Erfolge Macrons wieder
zerbröseln lassen. In Frankreich
ist der Absturz tiefer, ist die Ver-
unsicherung größer als in
Deutschland. Viele Franzosen
tendieren seit langem weit nach
rechts, in Richtung Marine Le
Pen. Andere suchen jetzt ganz
links das Heil. Wieder andere
entdecken erstmals die Grünen
für sich. Und plötzlich steht so-
gar wieder eine Sozialistin im
nationalen Rampenlicht, Anne
Hidalgo, die Bürgermeisterin
von Paris.

Es ist ein ge-
schwächter französi-
scher Präsident, der
an diesem Montag
von Merkel empfan-
gen wird. Die Kanzle-
rin verfolgt eine neue
Linie. Dabei geht es
nicht allein um die

Pandemie. Merkel will, dass die
Europäer neu zusammenfinden
und neue Energie aufwenden,
um erstens dem wachsenden
Einfluss Chinas auf die Welt,
zweitensdemnachlassendenIn-
teresse der USA an Europa zu be-
gegnen. In dieser Lage ist
Deutschland zur Führung ver-
dammt. Allerdings wünscht sich
niemand in Europa blecherne
Handlungsanweisungen aus
Berlin. Das Wunder von Mese-
berg könnte darin liegen, dass
Merkel die jetzt notwendige, be-
sonders anspruchsvolle Art von
Führung schon ein erstes Mal
praktiziert. Es geht um Führen
durch Integration, durch Geben
und Nehmen– eine Führung, die
auchdenetwasSchwächerengut
aussehen lässt.

Wenn die jetzt anstehenden
Pläne für die Zeit bis Ende 2020
stets vorab das Konsenssiegel
„Mer-cron“ bekommen, verbes-
sert dies die Aussichten, auch
denRestEuropasdahinterverei-
nigen zu können. Das erste ge-
lungene Beispiel liegt in dem
von Merkel und Macron gemein-
samerarbeitetenPlanfürdasan-
leihefinanzierte Milliarden-Pa-
ket zum Wiederaufbau nach der
Corona-Krise. Ein so starkes Si-
gnal von Solidarität und euro-
päischem Selbstbehauptungs-
willen hat es noch nie gegeben.
Schon immer aber mussten gro-
ße Europäer über ihren Schatten
springen. Entscheidend war und
bleibt, dass die Interessen am
Ende austariert sind. So ist es
auch jetzt wieder: Selten war die
EU so deutsch wie jetzt, das ist
wahr. Aber selten tickte auch
Deutschland so europäisch.

” Corona hat
Macrons Erfolge
zerbröseln lassen

E
s ist schon ein
besonderes
Schauspiel, das

46 Abgeordnete des
Bundestags derzeit
aufführen. Die Män-
ner und Frauen der
CSU haben im Streit
über eine Wahl-
rechtsreform auf stur geschal-
tet: unser Modell oder keines.

Dass derVorschlag der Christ-
sozialen nur die eigene Partei
bevorzugen würde und damit
weder besonders christlich,
noch sozial ist, nehmen sie ach-
selzuckend zur Kenntnis. Selbst
verfassungsrechtliche Beden-
ken perlen ab. Stattdessen be-
haupten die CSU-Vertreter ih-
rerseits hartnäckig, das konkur-
rierende SPD-Modell verstoße
gegen die Verfassung, auch
wenn führende Verfassungs-
rechtler und Bundestagspräsi-
dent Wolfgang Schäuble (CDU)
das Gegenteil bestätigt haben.
Der Streit mit CSU-Landesgrup-

penchef Alexander
Dobrindt war derart
heftig, dass Unions-
fraktionschef Ralph
Brinkhaus nun die
Flucht nach vorne an-
getreten hat. Nach
vorneheißt indiesem
Fall: in die Öffent-

lichkeit.
Mit seinem Kompromissvor-

schlag erhöht der Mann aus Ost-
westfalen den Druck auf die
Schwesterpartei. Brinkhaus ist
damit ins Risiko gegangen. Er
hat öffentlich dokumentiert,
dass es in der Union keine ge-
meinsame Linie gibt. Und er
muss fürchten, dass selbst die ei-
genen Leute ihm nicht alle fol-
gen. Notfalls muss er seine Frak-
tion abstimmen lassen und die
CSU auf diese Weise niederrin-
gen.Einfachwirddasnicht.Aber
eine andere Möglichkeit gibt es
nicht mehr, die CDU, die Koaliti-
on und das Parlament aus der
Geiselhaft der CSU zu befreien.

L
ange wirkte die Macht der
rechtsnationalen PiS-
Regierung in Polen uner-

schütterlich. Die Partei mit ih-
rem autoritären Vorsitzenden
Jaroslaw Kaczynski profitierte
von der guten Wirtschaftslage.
Hinzu kam die dramatische
Schwäche der Opposition. Dass
es für den PiS-Mann Andrzej Du-
da in der Präsidentenwahl wa-
ckelig werden könnte, galt als
ausgeschlossen. Doch genau so
ist es nun gekommen: Duda
muss sich einer Stichwahl mit
dem liberalen Warschauer Ober-
bürgermeister Rafal Trzaskow-
ski stellen.

Zeitlich fiel dieser Um-
schwungmitCoronazusammen.
Doch gerade in Krisen können
sich gewöhnlich die Regieren-
den profilieren. Das wahre Pro-
blem war stattdessen Kaczynski,
der starke Mann der PiS. Er woll-
te die Pandemie nutzen, um sei-
ne Pläne für einen autoritären
Staatsumbau voranzutreiben.
Das kam nicht gut an.

Kaczynski und die PiS könn-
ten den Zenit ihrer Macht über-
schritten haben. Die Corona-
Wirtschaftskrise zwingt die PiS
erstmals seit 2015 zu unpopulä-
ren Einschnitten. Aber auch in
der Europa-Politik wird die Ka-
czynski-Partei in naher Zukunft
gegen ihre tieferen Überzeugun-
gen handeln müssen.

Strukturell ist die PiS eine An-
ti-EU-Partei, ganz im Sinne der
britischen Brexiteers. Polen
aber ist, anders als Großbritan-
nien, infast jederHinsichtaufei-
nen Erfolg der Staatengemein-
schaft angewiesen. Zudem ist
die EU im Land ungeheuer popu-
lär. Politiker wie Trzaskowski
stehenfüreinenweltoffenenPo-
litikansatz. Auf Dauer haben sie
deshalb die besseren Karten in
der Hand.

Der Fall Gütersloh und die Folgen Heiko Sakurai
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Der Angriff des US-Präsidenten auf den Internationalen
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